




V
ier Jahre nach der atomaren Ka-
tastrophe von Fukushima und 
29 Jahre nach dem Super-GAU 
von Tschernobyl müssen die 

Menschen in den betroffenen Regionen 
nach wie vor mit den Folgen der radioak-
tiven Verstrahlung leben. Auf einer inter-
nationalen Tagung im März 2014 trafen 
sich auf Einladung des Zentrums Ökume-
ne der Evangelischen Kirche Hessen und 
Nassau und der IPPNW etwa 100 ÄrztIn-
nen, WissenschaftlerInnen und Journalis-
tInnen aus Japan, Belarus, Deutschland, 
den USA, Frankreich, der Schweiz und 
Großbritannien, um sich über die Folgen 
der atomaren Katastrophen für Mensch 
und Umwelt auszutauschen.

„Das Schockierende an der atomaren 
Katastrophe von Fukushima ist, dass 
scheinbar aus Tschernobyl nichts gelernt 
wurde“, erklärte eine Teilnehmerin aus 
der Schweiz. Die wissenschaftlichen Er-
kenntnisse über die Gefahren ionisieren-
der Strahlung sind eindeutig und lange 
bekannt. Schon geringste Strahlendosen 
erhöhen nachweislich das Erkrankungs-
risiko. Es gibt keinen Schwellenwert, 
unterhalb dessen Strahlung ungefährlich 

wäre. „Es ist allein eine politische Ent-
scheidung, wie viele strahlenbedingte 
Erkrankungen eine Gesellschaft bereit 
ist zu akzeptieren“, erklärte Dörte Sie-
dentopf, IPPNW. Es fehle der Wille, diese 
wissenschaftliche Bewertung des Strah-
lenrisikos in politische Handlung umzu-
setzen. Der Einfluss der Atomindustrie 
auf die Politik sei nach wie vor enorm 
groß – in Japan, aber auch international.

D ie japanischen Ärzte berichteten auf 
der Tagung von Schilddrüsenkrebs-

fällen bei Kindern und Verdachtsfällen 
von Schilddrüsenkrebs. Da nach der 
Atomkatastrophe kaum und zu spät Jod-
tabletten verteilt wurden, sei mit einer 
Zunahme der Schilddrüsenerkrankungen 
zu rechnen. Schilddrüsenuntersuchungen 
allein reichen nach Ansicht der Wissen-
schaftler nicht aus. Die japanische Re-
gierung meint, dass die Untersuchungen 
anderer strahlenbedingter Erkrankungen 
unnötig sind. Die japanischen Teilneh-
merlnnen der Tagung forderten von ihrer 
Regierung, dass sie Verantwortung für 
die Gesundheitsfolgen und die sozialen 
Folgen übernimmt, die durch die Tepco-
Atomkatastrophe hervorgerufen wurden.

„Den stärksten Eindruck machte auf 
mich die Hilflosigkeit der Mütter, die sehr 
besorgt um ihre Kinder und die Zukunft 
nachfolgender Generationen sind“, er-
klärte eine Teilnehmerin. Mütter, die sich 
aufgrund der Strahlung Sorgen um ihre 
Kinder machen, werden in Fukushima 
sozial ausgegrenzt. Um die „Sicherheit“ 
der Lebensmittel aus der Präfektur Fu-
kushima zu demonstrieren, lässt man die 
Kinder in der Schule Produkte aus der 
Region essen. „Auch die gesundheitliche 
Überwachung der Aufräumarbeiter am 
Kraftwerk durch Tepco ist mangelhaft“, 
berichtete eine Aktivistin aus Japan. Nur 
etwa 15 Prozent der Arbeiter seien bei 
Tepco direkt angestellt. Alle anderen 
arbeiteten für Subunternehmen. 

D ie TeilnehmerInnen waren sich ei-
nig, dass die Tagung den vielen En-

gagierten in Deutschland, aber auch in 
Weißrussland und Japan Mut gemacht 
hat, den mühsamen Weg der Aufklärung 
weiterzugehen, bis endlich auch Poli-
tikerInnen dies einsehen und zu Verän-
derungen bereit sind, um nachfolgenden 
Generationen eine Welt ohne atomare Be-
drohung zu ermöglichen.

Den Opfern eine Stimme geben
Internationale Tagung „Folgen von Atomkatastrophen für Mensch und Natur“ in Arnoldshain
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ATOMENERGIE

19 IPPNW-Sektionen analysierten in einem ausführlichen Kom-
mentar „Critical Analysis of the UNSCEAR Report” zu Fuku-
shima, wie der Bericht des Wissenschaftlichen Ausschusses 
der Vereinten Nationen zur Untersuchung der Auswirkungen der 
atomaren Strahlung (UNSCEAR) die gesundheitlichen Folgen 
der Katastrophe systematisch verharmlost. Basierend auf den 
im UNSCEAR-Bericht aufgeführten kollektiven Lebenszeitdosen 
für die japanische Bevölkerung durch radioaktiven Niederschlag 
rechnen die IPPNW-ÄrztInnen in den kommenden Jahrzehnten 
mit ca. 1.000 strahlenbedingten Schilddrüsenkrebsfällen und 
16.000 zusätzliche Krebserkrankungen sowie bis zu 9.000 zu-
sätzlichen Krebstodesfällen.

In einer Pressemitteilung kritisierte die IPPNW die von der 
Strahlenschutzkommission (SSK) vorgelegten neuen Katastro-
phenschutzrichtlinien. Bei den Katastrophenschutzvorkehrun-
gen in Deutschland sind niedrigere Standards vorgesehen als in 
Japan nach der Fukushima-Katastrophe beschlossen wurden.

Im Juli reichte die IPPNW bei der bayerischen Atomaufsicht das 
Papier „Flugzeugabsturz auf das ungeschützte Schaltanlagen-
gebäude des Atomkraftwerks Gundremmingen“ ein. Die IPPNW 
wies zudem die Atombehörden im Bund sowie in Niedersach-
sen und in Baden-Württemberg darauf hin, dass die Stahlbe-
tonkonstruktion der Atomkraftwerke Emsland und Neckarwest-
heim 2 bei der Errichtung defizitär ausgeführt worden war. 

Der Bürgermeister von Gerze (Türkei) organisierte in seiner 
Stadt ein atomkritisches Seminar mit je zwei Vertretern der 
japanischen und türkischen Anti-Atom-Bewegung sowie dem 
IPPNW-Arzt Alper Öktem.

Mitte September starteten mehrere Anti-Atom-Initiativen, dar-
unter die IPPNW, die Atommüll-Alarm-Kampagne. Bundesweit 
fanden insbesondere an den betroffenen Standorten Informa-
tionsveranstaltungen zum Atommüll statt. An diesen „Tatorten“ 
wurden Täter, Profiteure und Verantwortliche der Atomndustrie 
benannt. Mehrere IPPNW-Regionalgruppen beteiligten sich an 
der Kampagne. Es wurde ein Muster-Vortrag „Thesen zum Ab-
riss bzw. sicheren Einschluss von Atomkraftwerken“ mit einem 
Hintergrundpapier für IPPNW-Mitglieder erstellt.

Im November beteiligte sich die IPPNW an einem Erörterungs-
termin in Biblis anlässlich des dort geplanten Rückbaus des 
Atomkraftwerks. Gemeinsam mit anderen Anti-Atom-Gruppie-
rungen und Verbänden konfrontierte die IPPNW RWE und die 
Aufsichtsbehörde mit den Problemen des geplanten Abrisses. 

Mit einem Offenen Brief an die Bundesregierung „Stilllegung 
von Kohlekraftwerken“ wandte sich die IPPNW gegen den Wei-
terbetrieb der Kohlekraftwerke im Zuge der Energiewende.

Der Wissenschaftliche Dienst des Deutschen Bundestages griff 
in seiner Bewertung des UNSCEAR-Berichts die IPPNW-Kritik 
auf. In einem Infobrief des Wissenschaftlichen Dienstes werden 
einige der wesentlichen Kritikpunkte angeführt, wie beispiels-
weise die von den Atomstaaten beeinflusste Zusammensetzung 
des UNSCEAR-Ausschusses, die intransparente Datengrundla-
ge, Betrugsfälle von TEPCO sowie das andauernde Austreten 
radioaktiver Stoffe aus den havarierten Reaktoren.

UNSCEAR-Bericht: 
Kritische Analyse auf dem  
IPPNW-Youtube-Kanal

Bürgermeister aktiv: 
Anti-Atom-Kampagne  
in Gerze, Türkei

Demonstration in Berlin: 
Energiewende nicht  
kentern lassen

Tatort Deutschland: 
Atommüll-Alarm

Juni

November

September

Juli

Dezember

August
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I
m Rahmen der Kampagne „Atom-
waffen – ein Bombengeschäft“ 
fand vom 26. September (Inter-
nationaler Tag für die Abschaffung 

von Atomwaffen) bis zum 4. Oktober 
2014 bundesweit eine Aktionswoche 
statt, in der vor Bankfilialen gegen die In-
vestition in Atomwaffenhersteller prote-
stiert wurde. In 15 Städten Deutschlands 
– darunter Berlin, Bonn, Bremen, Frank-
furt am Main, Hamburg, Hannover, Köln, 
München und Stuttgart – versammelten 
sich AktivistInnen und BankkundInnen 
vor Filialen und verliehen ihrem Protest 
mit Bannern und unterschiedlichen Ak-
tionen Ausdruck. Sie informierten andere 
KundInnen mit Flyern über die Finanzie-
rung von Atombombengeschäften durch 
deutsche Finanzinstitute. Viele IPPNW-
Gruppen und -Mitglieder nahmen an den 
Aktionen teil.

Z ehn Finanzinstitute in Deutschland 
investieren über sieben Milliarden 

Euro in Firmen, die Atomwaffenkompo-
nenten oder -Trägersysteme produzieren. 
Die Commerzbank und die Deutsche 
Bank, zwei der größten Geldgeber, stan-
den im Fokus der Aktionswoche. Das Ban-
ner mit dem Motto „Die Bombe an Ihrer 
Seite“ spielte auf den Werbespruch der 
Commerzbank „Die Bank an Ihrer Seite“ 

an, die KundInnen vermitteln will, dass 
die Bank anders sei als vor der Finanz-
krise. Die Commerzbank fragt: “Braucht 
Deutschland noch eine Bank, die einfach 
so weiter macht?” Wir nehmen sie beim 
Wort: Geschäfte mit der Atomwaffenin-
dustrie sind mit unternehmerischer Ver-
antwortung unvereinbar.

D ie Deutsche Bank führt das deutsche 
Ranking an: Sie unterhält Geschäfts-

beziehungen zu 14 Atomwaffenherstellern 
(Größenordnung ca. 3,1 Milliarden Euro), 
gefolgt von der Commerzbank (Größen-
ordnung ca. 2,2 Milliarden Euro) mit 
Verbindungen zu sechs Atomwaffenher-
stellern. Der Allianz-Versicherungskon-
zern auf Platz drei verwaltet selbst bzw. 
treuhänderisch Vermögenswerte für zehn 
Atomwaffenhersteller (Größenordnung ca. 
700 Millionen Euro).

Die Internationale Kampagne zur Ab-
schaffung von Atomwaffen ICAN stellte 
am 7. November 2014 in Berlin die drit-
te Ausgabe der weltweiten Studie „Don’t 
Bank On The Bomb“ vor. Die von der 
niederländischen Organisation PAX ver- 
fasste Studie überprüft insgesamt 411 
Finanzdienstleister aus 30 Ländern. Die-
se finanzieren Unternehmen, die Atom-
sprengköpfe sowie Atomwaffen-Trägersy- 

steme (Raketen, Bomber, U-Boote, etc.) 
herstellen bzw. sind an solchen Unter-
nehmen beteiligt.

D ie Kampagne wurde am 8. Mai 2014 
gestartet und wird von der IPPNW, 

ICAN Deutschland, atomwaffenfrei.jetzt, 
Facing Finance, attac, den Naturfreun-
den und Urgewald getragen. Die Bewe-
gungsstiftung fördert die Kampagne, die 
voraussichtlich bis Herbst 2015 läuft. Mit 
einer Aktion vor und eine Rede auf der 
Hauptversammlung der Commerzbank 
wurde die Kampagne gestartet. Vor der 
Aktionswoche im September trafen sich 
VertreterInnen der Trägerorganisationen 
mit VertreterInnen der Commerzbank, 
um ihnen Gelegenheit zu geben, sich zu 
der Forderung der Kampagne zu äußern.

Eine Protestmail-Aktion läuft noch auf der 
Kampagnenwebseite www.atombomben-
geschäft.de. Hier kann jedeR eine Mail 
an die Vorstände der Banken schicken. 

Atomwaffen – ein Bombengeschäft
Kampagne für eine Beendigung der Finanzierung von Atomwaffen
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„We come as Friends“:  
Friedensfilmpreis für den  
Österreicher Hubert Sauper 

Das Jahr 2014 lieferte viele Anlässe, sich mit dem Krieg aus-
einander zu setzen. Die IPPNW-Delegationsreisen in politisch 
besonders brisante Regionen führten in diesem Jahr mehrmals 
zu Besuchen kurdischer Siedlungsgebiete in der Türkei, im Irak 
und im Norden Syriens. So war eine Delegation in der Region 
Rojava, weil sich hier möglicherweise die reale Möglichkeit an-
bietet, zu einer stabilen Friedenslösung in einem demokrati-
schen, multiethnischen und multikulturellen Syrien beitragen 
zu können, ohne in den syrischen Krieg involviert zu werden. 
Die Delegation erfuhr in Gesprächen, dass sich die kurdische 
Gesellschaft hier weg von Feudalstrukturen zu basisdemokrati-
scher Selbstorganisation mit einer starken Beteiligung der Frau-
en verändert. Ein wesentlicher Beitrag Deutschlands wäre die 
Aufhebung des Embargos und ein Stopp der Waffenlieferungen.

Am IPPNW-Lobbytraining-Workshop zu Atomwaffen unter 
dem Motto „Die Debatte neu ausrichten“ nahmen 16 junge 
Menschen teil. Am Praxistag wurden Gespräche mit Bundes-
tagsabgeordneten oder ihren MitarbeiterInnen und Ministerial-
beamtInnen geführt. Das Feedback der TeilnehmerInnen war 
überwiegend positiv, vor allem wegen der praxisorientierten und 
konkreten Vermittlung von Informationen und Methoden.

Seit vielen Jahren ist die IPPNW Schirmherrin des Friedens-
filmpreises der Internationalen Filmfestspiele Berlin. 2014 ging 
die mit 5.000 Euro dotierte Auszeichnung an den österreichi-
schen Regisseur Hubert Sauper für seinen Dokumentarfilm 
„We Come As Friends“.

Die IPPNW fördert in der Friedensbewegung zusammen mit 
anderen Organisationen die fachliche Qualifikation zukünftiger 
FriedensarbeiterInnen. Die Schulung „Campaigning for Peace“ 
(auch als CampaPeace bekannt) soll als Rüstzeug für eine er-
folgreiche Kampagnenarbeit dienen. Sie vermittelt sowohl Kon-
zepte und Werkzeuge der Kampagnenarbeit als auch Strategien 
für soziale Veränderung und gewaltfreien Widerstand.

Der IPPNW-Vorstand forderte in einer Erklärung mit Blick auf 
die Eskalation der Krise in der Ukraine von Regierung und Par-
lament eine eindeutige Ablehnung militärischer Maßnahmen 
und ein Bekenntnis zu ziviler Konfliktbearbeitung. Die Abkehr 
von einem machtpolitisch und wirtschaftspolitisch motivierten 
Konfrontationskurs sei dringend erforderlich. Es bestehe die 
Gefahr bewaffneter Auseinandersetzungen zwischen den ver-
schiedenen politischen Strömungen und ein Auseinanderbre-
chen des Staates, heißt es in der IPPNW-Erklärung.

IPPNW-Delegationen haben über die Jahre gute Verbindungen 
zu FriedensaktivistInnen in Israel und Palästina aufgebaut. Bei 
den Treffen mit über 30 AktivistInnen der verschiedensten is-
raelischen und palästinensischen NGOs informierte sich die De-
legation über die israelischen Pläne für ein Groß-Jerusalem, die 
zu einer Zweiteilung der Westbank führen würden, den enorm 
zunehmenden Siedlungsbau, die Wasserproblematik, die Trau-
matisierung vieler Jugendlicher nach Gefängnisaufenthalten so-
wie die unterschiedlichen Rechtsnormen, unter denen Israelis 
und Palästinenser leben. Der US-amerikanisch-israelische Frie-
densaktivist Jeff Halper vom „Israeli Committee against House 
Demolitions“ glaubt, dass es Versöhnung nur durch Wiederher-
stellung von Gerechtigkeit geben kann – eine Gerechtigkeit, die 

FRIEDEN

Januar

Februar

April/Mai

Rüstzeug für die Friedensarbeit: 

Campaigning for Peace:

 
Im Dialog mit NGOs vor Ort:
Begegnungsreise Israel/Palästina

IPPNW-Pressekonferenz:  
Bericht von der Menschenrechts-
delegation nach Rojava (Syrien)

März
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FRIEDEN

durch gewaltfreie Aktionen und dem Festhalten an Menschen-
rechten herbeigeführt werden müsse.

Die IPPNW kooperiert seit Jahren mit den Bürgermeistern für 
den Frieden. Es gibt insgesamt 420 BürgermeisterInnen in dem 
Bündnis, viele von ihnen wurden durch IPPNW-Gruppen und 
Mitglieder gewonnen. An dem dritten Flaggentag beteiligten 
sich etwa 140 Städte und Gemeinden – etwa 40 mehr als letz-
tes Jahr.

In Deutschland beteiligen sich IPPNW-KollegInnen regelmäßig 
an öffentlichen Aktionen und Demonstrationen für Frieden und 
eine atomwaffenfreie Welt: Besonders an den Gedenk- und 
Mahnveranstaltungen zu den Jahrestagen der Atombomben-
abwürfe auf Hiroshima und Nagasaki engagieren sich viele 
Regionalgruppen und Mitglieder der IPPNW. So gab es 2014 
Veranstaltungen mit IPPNW-SprecherInnen u.a. in Gronau, 
Kiel, Berlin, Gießen und Büchel. Im Sommer forderten Medi-
zinstudierende vor einer Tagung der Rüstungslobby in Berlin 
den Stopp deutscher Waffenexporte. IPPNW-Redebeiträge gab 
es auch auf diversen Ostermärschen. 

Im August ging zudem die neue Website der deutschen Koali-
tion für die Ächtung von Uranwaffen online: uranmunition.org. 
Die IPPNW ist Mitträgerin dieser Koalition.

Mitglieder des AK Süd-Nord legten eine dritte Überarbeitung 
der Broschüre „Body Count“ vor, die für die US-amerikani-
sche und die kanadische Sektion der IPPNW ins Englische 
übersetzt und 2015 am Jahrestag des Beginns des Irak-
krieges veröffentlicht wurde. Die Broschüre wurde in dem 
Bestsellerbuch „Du sollst nicht töten“ von Jürgen Toden- 
höfer zitiert, ebenso in einem Gastbeitrag Todenhöfers in 
der Berliner Zeitung und der Frankfurter Rundschau.

Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel hat eine restriktivere Rü-
stungsexportpolitik versprochen. Dennoch genehmigt er weiter-
hin Waffenexporte in Krisenregionen. Mehrere Friedensorgani-
sationen – darunter die IPPNW und pax christi – haben zum 
Internationalen Tag der Solidarität mit dem palästinensischen 
Volk eine Online-Petition zum Waffenhandel mit allen Ländern 
des Nahen Ostens gestartet. Darin wird die Bundesregierung 
aufgefordert, den Handel mit Waffen, Rüstungsgütern und 
„Dual-Use“-Produkten mit allen Ländern des Nahen Ostens 
einzustellen, die am israelisch-palästinensischen Konflikt direkt 
beteiligt sind.

Mitglieder der IPPNW waren an der Formierung des „Friedens-
winters 2014 / 2015“ beteiligt, eines Zusammenschlusses von 
RepräsentantInnen und Organisationen der traditionellen Frie-
densbewegung mit Menschen von den Montagsmahnwachen, 
die klare Erklärungen einer antifaschistischen Haltung und ex-
pliziter Ablehnung von Antisemitismus und Fremdenfeindlich-
keit abgegeben hatten. Diese Kooperation führte im Dezember 
2014 zu einigen Demonstrationen, der größten in Berlin mit 
dem Ziel Schloss Bellevue, dem Sitz des Bundespräsidenten, 
der durch seine Reden für eine Militarisierung deutscher Außen-
politik steht. An anderen Orten traten IPPNW-Kolleginnen und 
Kollegen auch als RednerInnen auf, unter anderem sprach die 
IPPNW-Vorsitzende Susanne Grabenhorst in Bochum. 

November

September

Dezember

Hiroshima und Nagasaki: 
Erinnerung an die Atombomben-
abwürfe vor 69 Jahren

 
Aktion gegen Rüstungsexporte: 
Keine Waffen in Krisengebiete 

 
Friedenswinter: 
Demonstration in Berlin

140 Städte machen mit: 
Dritter Flaggentag der Bürger-
meister für den Frieden 

Juli

August
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SOZIALE VERANTWORTUNG

Juli

Global Health Summer School:
From the Power of the Market
to the Health of the People

IPPNW-Tagung:
Best Practice for
Young Refugees

„Wasser aufs Dach!“:
Protestaktion für Flüchtlinge

Die Mitglieder des IPPNW-Arbeitskreises „Flüchtlinge & Asyl“ 
treffen sich regelmäßig vier Mal im Jahr zum Austausch über 
aktuelle politische Entscheidungen und deren Auswirkungen auf 
die Flüchtlinge. Die Ärztinnen und Ärzte im AK sind seit vielen 
Jahren in diesem Themenfeld aktiv und anerkannte ExpertIn-
nen in Sachen „Gesundheitliche Situation von Flüchtlingen und 
Asylsuchenden in Deutschland“. Thematische Schwerpunkte 
waren 2014: Forderung nach einer Monitoring-Stelle zur Um-
setzung der Anti-Folter-Konvention – in einem breiten Bündnis 
mit Menschenrechts- und Flüchtlingsorganisationen – und die 
Konzeption und Vorbereitung einer internationalen Tagung zum 
Thema „Best Practice for Young Refugees“, die im Juni 2015 
in Berlin stattfi ndet. 

Die von Sozialverbänden, NGOs, WissenschaftlerInnen und 
Gewerkschaften gegründete Deutsche Plattform für Globale 
Gesundheit, bei der die IPPNW mitarbeitet, hat ein Positions-
papier zum Konzeptpapier „Globale Gesundheitspolitik“ der 
Bundesregierung (2013) vorgelegt. Die Plattform stellt den Ein-
fl uss sozialer Faktoren wie Ungleichheit, Lebensbedingungen, 
Bildung, Umwelt und Frieden auf die Gesundheit in den Mittel-
punkt. Diese Faktoren bestimmen Gesundheit stärker als eine 
gute medizinische Versorgung und medizinischer Fortschritt.

Ärztinnen und Ärzte der IPPNW kritisierten den Entwurf des 
Asylbewerberleistungsgesetzes und forderten Arbeitsministerin 
Andrea Nahles auf, den Gesetzestext nochmals kritisch zu über-
arbeiten. Nach Einschätzung der IPPNW würde das Gesetz in 
der jetzigen Form keinen Bestand vor dem Bundesverfassungs-
gericht haben und die Aufnahmerichtlinie der EU nicht erfüllen. 

IPPNW-Arzt Peter Hauber hat Strafanzeige gegen den Berliner 
Senator für Inneres und Sport, Frank Henkel, wegen Nötigung, 
Körperverletzung und unterlassener Hilfeleistung erstattet. Als 
Vorgesetzter der Polizei sei dieser für den Polizeieinsatz vom 26. 
August bis 7. September 2014 vor dem Haus Gürtelstraße 39
in Berlin verantwortlich, bei dem die Flüchtlinge durch Nah-
rungsentzug und Unterversorgung mit Wasser zum Verlassen 
des Daches genötigt werden sollten. Anfang September hatten 
IPPNW-Ärzte und Ärztinnen sich an der Protestaktion „Wasser 
aufs Dach“ beteiligt. Etwa 25 Menschen aus medizinischen Be-
rufen wiesen auf die lebensbedrohlichen Folgen von Dehydra-
tion hin.

Zum vierten Mal veranstaltete die IPPNW in Zusammenarbeit 
mit dem Institut für Gesundheitsökonomie an der Charité eine 
Global Health Summer School. Zur gemeinsamen Auseinander-
setzung mit dem Thema „From the Power of the Market to the 
Health of the People“ kamen 22 TeilnehmerInnen aus neun 
Ländern zusammen. Beeindruckend war die Vielfalt von Enga-
gement und Erfahrung, die sie mitbrachten und in die gemein-
same Arbeit einbringen konnten. Das inhaltsreiche Programm 
war ein gelungener Mix aus Vorträgen, Arbeitsgruppen und Ex-
kursionen. Besonders begeistert angenommen wurde ein Plan-
spiel zur gesundheitlichen Situation von Zuckerrohrarbeitern in 
Nicaragua, das sich über mehrere Nachmittage erstreckte. Es 
gab eine gut besuchte öffentliche Abendveranstaltung zu den 
gesundheitlichen Folgen europäischer Austeritätspolitik sowie 
eine abschließende Konferenz zum Thema der Summer School.

September

Juni

Soziale Faktoren beachten:
Globale Gesundheitspolitik
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D
ie Idee zu dem Studierenden-
Austauschprogramm „famulie- 
ren & engagieren“ entstand  
nach dem Nürnberger Kon- 

gress 1996. Das Projekt begann 1998 
und wurde 2014 zum 16. Mal durchge-
führt – im Kern unverändert. Es ist ein 
Erfolgsmodell. Medizinstudierenden aus 
Deutschland wird eine vierwöchige Famu-
latur im Ausland vermittelt, kombiniert 
mit einer ebenso langen Hospitation in 
einem Sozial- oder Friedensprojekt. 

D ie TeilnehmerInnen bereiten sich 
gemeinsam vor und werten ihre Er-

fahrungen aus. Es ist ein Programm von 
Studierenden für Studierende: Ehemalige 
wählen die „Neuen“ aus, helfen bei der 
Vorbereitung und Begleitung. Die Part-
ner in den Projektländern sind zumeist 
IPPNW-ÄrztInnen, die die Studierenden 
engagiert und fürsorglich betreuen. Mehr 
als 170 Medizinstudierende aus Deutsch-
land nahmen bislang teil, in insgesamt 
15 Gastländern, die leicht variierten. 36 
StudentInnen aus den Projektländern wa-
ren im Lauf der Jahre auf Einladung der 
IPPNW in Deutschland zu Gast. Sie ab-
solvierten hier, begleitet von ehemaligen 
TeilnehmerInnen, ein f&e-Programm.

„famulieren & engagieren“ ist – wie so 
manche IPPNW-Aktivität – nicht nur 
einem einzelnen Programmbereich zuzu-
ordnen. Es stärkt den Verein, es unter-
stützt internationale Aktivitäten und es 
ist ein Schritt zur Konkretisierung des 

anspruchsvollen Berufsbildes „ÄrztIn-
nen in sozialer Verantwortung“. Nie gab 
es einen Mangel an BewerberInnen für 
das Programm. Das Angebot einer gut 
begleiteten Famulatur plus Sozialprojekt 
ist für jene Medizinstudierende attraktiv, 
die Medizin als soziale Wissenschaft ver-
stehen wollen und den Blick vom Lehr-
buch ins Leben heben. Manche kommen 
aus lokalen Studierendengruppen oder 
haben bei Studierendentreffen von dem 
Programm erfahren. Viele stoßen im 

Internet auf f&e und damit auch auf die 
IPPNW. Auffallend ist die Nachhaltigkeit, 
mit der sich fast alle TeilnehmerInnen 
an die IPPNW binden. Auch viele Jahre 
später, als Ärztinnen und Ärzte, bleiben 
sie dem Verein als Mitglieder treu. Nicht 
wenige haben sich in der Vorstandsarbeit 
oder als Studierenden-SprecherInnen 
engagiert. Vor allem aber fühlen sich die 
f&e-Alumnis „ihrem“ Programm, dessen 
Fortbestand und Weiterentwicklung ver-
pflichtet. Sie betreuen Gaststudierende 
und helfen bei der Auswahl, Vorbereitung 
und Begleitung ihrer NachfolgerInnen. 
Innerhalb des Vereins bilden sie eine Art 
Familie: Es gibt enge Freundschaften, 
auch Partnerschaften untereinander, es 
gibt „f&e-Kinder“ und binationale Ehen 
mit Partnern aus dem früheren Projekt-
land. 

H ervorzuheben ist der Wert des 
Programms für die internationale 

Netzwerkbildung. Aus den Begegnungen 
entstehen langlebige Freundschaften, 
Zusammenarbeiten bei Themen, Kon-
ferenzen und anderen Projekten. Aktivi-
täten der deutschen IPPNW werden in-
tensiviert, zum Beispiel in den Staaten 
Ex-Jugoslawiens oder in Kenia. 

Famulieren & engagieren
Ein Austauschprogramm für Medizinstudierende

„Ab und an läuft ein Huhn 
auch mal in die Morgen-
besprechung, oder ein Affe 
schaut sich vom Fenster aus 
den Gottesdienst an.“

Nicole Lüttich, Teilnehmerin von  
famulieren & engagieren 2014 in Kenia 
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Was ist „gute Medizin“?: 
Wochenende der Jungen IPPNW

Juni

Sommer

Juli

Januar

April

VEREIN

Die IPPNW-Regionalgruppe Nürnberg-Fürth-Erlangen hat für 
2014 einen aufwendigen Kunstkalender drucken lassen. Für 
das Projekt konnte die Regionalgruppe sechs national renom-
mierte fränkische Künstler gewinnen. Sie erklärten sich bereit, 
den Kalender ohne jegliche finanzielle Honorierung zu unter-
stützen, und stellten jeweils zwei Kunstwerke zur Verfügung. 
Mehr noch, einzelne Künstler arbeiteten sich in politische An-
liegen der IPPNW ein und setzten diese künstlerisch um. Auf 
den Kalenderblättern finden sich in kurzen Sätzen Hinweise 
auf Arbeitsfelder der IPPNW sowie entsprechende Weblinks, 
die eine tiefere Auseinandersetzung mit den jeweiligen Themen 
ermöglichen.

Die Jahrestagung und Mitgliederversammlung in Dresden wur-
de von der örtlichen Studierendengruppe organisiert – mit viel 
Kreativität und Sorgfalt. Viele Neuerungen kennzeichneten das 
Treffen. Den Auftakt bildete erstmals ein „Markt der Möglich-
keiten“, auf dem Mitglieder ihre Aktivitäten darstellten. Aus-
stellungstafeln, ausgelegte Papiere und kleine Vorträge ergaben 
ein buntes Kaleidoskop des aktuellen IPPNW-Engagements. 
Die Zusammensetzung der 104 TeilnehmerInnen unterschied 
sich auffällig von der früherer Versammlungen: Neue bzw. re-
aktivierte Mitglieder machten mehr als die Hälfte aus. Mehr als 
ein Drittel kam aus den neuen Bundesländern, ebenfalls mehr 
als ein Drittel war jünger als 35 und nur ein Drittel war männ-
lich. Thematische Schwerpunkte der Versammlung waren die 
„Nukleare Kette“ sowie, aktuell, die Krise in der Ukraine. 

Das Programm der IPPNW Würzburg „Brücken der Verständi-
gung“ will durch die Einladung von Medizinstudierenden aus 
dem Balkan zu einer einmonatigen Famulatur in Würzburg 
helfen, über Völkergrenzen hinweg Brücken aufzubauen. Ehe-
malige TeilnehmerInnen treffen sich einmal im Jahr auf dem 
Balkan, 2014 in Split, um die Kontakte zwischen Alten und 
Neuen aufzufrischen.

Zum Wochenende der Jungen IPPNW kamen 15 Vereinsmit-
glieder in ein ländlich gelegenes Selbstversorgerhaus im thü-
ringischen Engelsbach. Die Gespräche rund um das Thema 
„Was eigentlich ist ‚gute Medizin?‘“, ergaben einen intensiven 
Austausch über die beruflichen Erfahrungen der jungen Ärztin-
nen und Ärzte. Unter anderem ging es auch um die kritische 
Bewertung von DRGs (Diagnosebezogene Fallgruppen). Das 
Treffen war für alle eine wichtige – und seltene – Gelegenheit, 
die oft enttäuschenden beruflichen Erfahrungen gemeinsam zu 
erörtern und sich zu ermutigen, trotz oft widriger Arbeitsbedin-
gungen an ihrer Vision von „guter Medizin“ festzuhalten.

11 Studierende aus Deutschland waren mit dem Studierenden-
austausch-Programm „famulieren & engagieren“ – f&e – für zwei 
Monate unterwegs in 11 Projektländern. Die bisherige Projekt-
landschaft wurde durch zwei ehemalige f&e-TeilnehmerInnen 
erweitert, die als ÄrztInnen in Kenia bzw. New York arbeiteten 
und Projektorganisation und Betreuung anboten. Auch gelang 
nach längerer Pause die Wiederaufnahme der Zusammenarbeit 
mit der IPPNW Japan. Zu Gast in Deutschland waren während 
des Sommers ein Student aus Mazedonien und zwei Studentin-
nen aus der Türkei und aus Kenia. Sie wurden von ehemaligen 
TeilnehmerInnen engagiert und freundschaftlich betreut.

Künstler unterstützen die IPPNW: 
Kunstkalender „Aussichten“

11 Studierende mit f&e unterwegs: 
Therese und der Shoah- 
Überlebende Dan in Tel Aviv

Mitgliederversammlung: 
Nukleare Kette und Ukraine
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IPPNW INTERNATIONAL

Mit Unterstützung der deutschen Sektion, vor allem von Eva-
Maria Schwienhorst, haben 64 Medizinstudierende aus fünf 
afrikanischen Ländern (Kenia, Tansania, Nigeria, Sambia und 
Liberia) die sieben Kurse des Medical-Peace-Work-Curriculums 
abgeschlossen und am 12. und 13. April 2014 gemeinsam an 
einem Workshop in Nairobi teilgenommen.

Die IPPNW fordert, den Uranbergbau weltweit zu beenden, die 
Minen stillzulegen und massiv in die Renaturierung und Re-
habilitation der strahlenverseuchten Landschaften zu investie-
ren, um weitere gesundheitliche Schäden für die Bevölkerung 
abzuwenden. Mediziner, Wissenschaftler und Umweltexperten 
hatten sich bei einer Tagung vom 19. bis 22. Juni 2014 in 
Ronneburg (Thüringen) mit den Folgen des Uranbergbaus in 
Deutschland befasst.

Alle zwei Jahre treffen sich IPPNW-Kolleginnen und -Kollegen  
aus aller Welt. Diesmal kamen über 500 ÄrztInnen und Medi-
zinstudierende aus 44 Ländern in Kasachstan zum 21. IPPNW-
Weltkongress zusammen und debattierten über die humanitä-
ren Folgen von Atomwaffen und deren Ächtung. Atomtestopfer 
und ÄrztInnen aus der Region des ehemaligen sowjetischen 
Atomtestgebiets Semipalatinsk berichteten von den Folgen der 
Atomexplosionen für Mensch und Umwelt. Bis zu 1,5 Millio-
nen Menschen sind durch die Tests betroffen. Krebserkrankun-
gen, Fehlbildungen und andere strahleninduzierte Krankheiten 
sind die direkte Folge. Auf dem Kongress wurde die ehemalige 
deutsche Vorsitzende Angelika Claußen zur Vizepräsidentin der 
IPPNW für Europa gewählt. Helmut Lohrer ist zum zweiten Mal 
in den internationalen Vorstand gewählt worden. Aino Weyers 
wurde internationale Studierendenvertreterin, Jonathan Lauryn 
und Katharina Krämer Europäische StudierendenvertreterInnen.

Die Internationale Kampagne für die Abschaffung von Atomwaf-
fen (ICAN) hatte allerhand mit zwei großen Staatenkonferenzen 
in 2014 zu tun. Im Februar gab es die zweite Konferenz zu den 
humanitären Folgen von Atomwaffen in Mexiko, an der Lars 
Pohlmeier und Xanthe Hall teilnahmen. Die dritte Konferenz 
in der Reihe fand im Dezember in Wien statt. Im Vorfeld rich-
tete ICAN das „Civil Society Forum“ mit 600 TeilnehmerInnen 
aus. Zum Abschluss der Staatenkonferenz verpflichtete sich die 
österreichische Regierung, an der Ächtung von Atomwaffen zu 
arbeiten und lud alle anderen Staaten ein, sich dieser Verpflich-
tung anzuschließen.

April
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August
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Über 500 Ärzte kamen nach Astana: 
21. IPPNW-Weltkongress 
in Kasachstan

Nuklearwaffen ächten:
Konferenz zu den humanitären 
Folgen von Atomwaffen in Wien

Medical Peace Work: 
Workshop in Nairobi

Dezember
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D
ie IPPNW-Studierendengrup-
pen engagieren sich auf viel-
fältige Weise für eine kritische 
Perspektive auf politische, 

ökonomische und soziale Einflüsse auf 
die Gesundheit. So fanden im letzten 
Jahr in zahlreichen Städten Vorträge und 
Filmvorführungen zu den vielfältigen The-
men der IPPNW statt.

Neben der Öffentlichkeitsarbeit haben 
viele Gruppen inhaltlich gearbeitet und 
sich zu Themen fortgebildet, die im Cur-
riculum des Medizinstudiums vernachläs-
sigt werden. So nutzen viele Studierende 
den Online-Kurs „Medical Peace Work“ 
der IPPNW und der Universität Tromsø 
mit großer Begeisterung. An einigen Uni-
versitäten wird er sogar offiziell als Wahl-
fach angeboten und erreicht so eine grö-
ßere Masse an Studierenden.

Außerdem schrieben IPPNW-Studie-
rende und GastredakteurIinnen auch 

im vergangenen Jahr spannende Artikel 
für unsere Studierendenzeitschrift „Ama-
tom“. Die 27. Auflage erschien im De-
zember 2014 mit dem Titel „Medizin als 

Ware? Privatisierung und der Zugang zu 
medizinischer Versorgung“.

Zusätzlich zur gesundheitspolitischen 
Bildung sind viele IPPNW-Studierende 
auch aktiv in den Medinetz-Initiativen 
engagiert und setzen sich für die Belange 
von Menschen ohne Papiere oder ohne 
Krankenversicherung ein.

Im November 2014 fand unser jährli-
ches Studierendentreffen statt: Über 

hundert junge Menschen trafen sich in 
Würzburg, um sich unter dem Motto „Zu-
gang zu Gesundheit“ intensiv auszutau-
schen, liebevoll umsorgt von der Würz-
burger Studigruppe. Schwerpunkte waren 
unter anderem die mangelnde medizini-
sche Versorgung von Flüchtlingen sowie 
die aktuelle Ebola-Epidemie.

International sind die Studierenden eben-
falls gut vernetzt. Im Mai 2014 namen 
einige deutsche IPPNWlerInnen am Euro-
päischen Studierendenkongress (ESC) in 
Helsinki teil, wo viele internationale Kon-
takte geknüpft wurden. Und auch beim 
Weltkongress in Astana und der vorheri-

gen Biketour durch Kasachstan waren die 
deutschen Studierenden gut vertreten 
und haben nachhaltige Verbindungen in 
die ganze Welt aufgebaut.

Im Dezember 2014 nahmen einige deut-
sche Studierende am ICAN Civil Society 
Forum in Wien teil, das dort vor der offi-
ziellen Staatenkonferenz zu den humani-
tären Folgen von Atomwaffen stattgefun-
den hat. Andere gingen als studentische 
Delegation der IPPNW zum Welttreffen 
der FriedensnobelpreislaureatInnen. Dort 
konnten sie in Workshops und Diskus-
sionsrunden sehr engagierte und inspirie-
rende PreisträgerInnen kennenlernen.

D ie internationalen Erfahrungen ha-
ben die Studierenden so begeistert, 

dass der nächste Europäische Studie-
rendenkongress im Mai 2015 in Berlin 
stattfinden wird, und dass wir nun euro-
päische und internationale Studierenden-
sprecherInnen aus Deutschland stellen.

Zugang zu Gesundheit
Schwerpunkt beim Studierendentreffen war die mangelnde medizinische Versorgung von Flüchtlingen

STUDIERENDE IN DER IPPNW
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ZAHLEN UND FAKTEN

I
m Jahr 2014 erzielte die IPPNW ein 
gutes Jahresergebnis und konnte 
den freien Rücklagen einen Über-
schuss von 10.638,99 € zuführen. 

Die Rücklage von 100.000 € zur Deckung 
des Etats in 2014 kann so für 2015 zur 
Verfügung stehen. 

Wir konnten 2014 erneut eine Erhö-
hung der freien Spenden um 3.536,47 € 
auf insgesamt 188.258,23 € verzeich-
nen, die aber nicht ganz den Rückgang 
der Mitgliedsbeiträge um 8.932,58 € 
ausgleichen konnte (von 700.500,64 € 
auf 691.568,06 €). 

N ach einem leichten Rückgang der 
Spenden für die Fukushima/Tscher-

nobyl-Anzeige 2013 auf 99.972,11 € sind 
sie im Jahr 2014 wieder auf 105.161,27 € 
gestiegen. 

Da 2014 weniger drittmittelfinanzierte 
Veranstaltungen stattfanden, verringerten 
sich die Einnahmen durch zweckgebunde-
ne Spenden / Zuschüsse um 49.171,17 €. 
Entsprechend lagen auch die Ausgaben 
für Raummieten, Bewirtung und Ver-

anstaltungstechnik mit rund 89.000 € 
2014 deutlich niedriger. 2013 waren es 
158.171,01 €. 

D ie reduzierten Veranstaltungskosten 
spiegeln sich vor allem im Bereich 

„Internationale Kooperationsprojekte“ 
wider, der 2014 Kosten von insgesamt 
92.345,33 € statt 226.219,63 € verur-
sachte. 2013 hatten die internationalen 
Veranstaltungen „Building a Framework 
for a Nuclear Weapons Free World“ und 
„Zielscheibe Mensch“ hier die größten 
Kosten verursacht. Nun fanden 2014 der 
Weltkongress und in Ronneburg die Fach-
tagung zum Uranbergbau statt.

Im Arbeitsbereich „Atomenergie“ fand 
die Fachtagung zu Folgen von Atomkata- 
strophen in Arnoldshain statt. Die Druck- 
kosten für das Energiefaltblatt fielen 
weg und so konnten in diesem Bereich 
13.573,41 € eingespart werden. 

Im Programmbereich „Frieden“ wurde 
durch Einsparungen beim „Trägerkreis 
Atomwaffen abschaffen“ und der Konzen-
tration auf weniger Projekte in den Kri-

senregionen 53.330,77 € weniger aus-
gegeben. Die Irak-Kinderhilfe war auch 
2014 sehr aktiv, konnte aber alle Opera-
tionen kostenlos durchführen lassen, so 
dass nur Fahrt- und Versicherungskosten 
anfielen. 

Im Bereich „Soziale Verantwortung“ 
fielen weniger Ausgaben an, da es 

keine humanitären Hilfsprojekte gab. 
Ausgabenschwerpunkt 2014 war der 
Global Health Summer. In den übrigen 
Bereichen „Verwaltung“, „Verein“ und 
„Öffentlichkeitsarbeit“ führten vor al-
lem die gestiegenen Personalkosten zu 
Mehrausgaben. Infolge einer Tarifan-
passung stiegen die Kosten für Gehäl-
ter und Sozialabgaben um 20.141,10 €. 
Auf der anderen Seite lagen die Ausga-
ben für Vorstandssitzungen und die MV 
mit ca 15.000 € deutlich niedriger. Für 
die Studierendenarbeit wurden zwar mit 
10.668,80 € rund 7.000 € mehr ausge-
geben, davon konnten aber rund 6.000 € 
refinanziert werden. Ein wenig haben auch 
die Überschüsse im Zweckbetrieb und 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb zum 
positiven Jahresergebnis beigetragen.

Die IPPNW in Zahlen
Finanzbericht 2014
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ZAHLEN UND FAKTEN

Aktiva 2014 2013 Passiva 2014 2013
EUR EUR EUR EUR

Anlagevermögen Eigenkapital
Grundstücke u. Gebäude 1,00 1,00 freie Rücklage 168.203,01 149.064,02

Umlaufvermögen zweckgebundene Rücklagen
Instandhaltung Haus Stade 62.689,92 53.514,58

sonstige Forderungen 11.651,47 13.200,83 Betriebsmittelrücklage 240.000,00 240.000,00
Kassen- und Bankguthaben 729.441,30 700.109,94 Kinderhilfe Irak 63.248,59 44.791,40

Klage Biblis 42.860,21 42.860,21
Biblis Öffentlichkeitsarbeit 1.431,15 1.431,15
Rücklage KSZMNO 18.116,38 18.116,38
sonstige zweckgebundene Rücklagen 24.999,59 29.462,45
Rücklage Etat 2014 0,00 100.000,00
Rücklage Etat 2015 91.500,00 544.845,84 0,00

Summe Eigenkapital 713.048,85 679.240,19

Rückstellungen
sonstige Rückstellungen 3.500,00 3.500,00

 Verbindlichkeiten
sonstige Verbindlichkeiten 24.544,92 30.571,58

741.093,77 713.311,77 741.093,77 713.311,77

BILANZ zum 31. Dezember 2014

KOSTENAUFTEILUNG 2014 NACH ARBEITSBEREICHEN

 Verwaltung EUR
Personalkosten 92.887,85
sonstige Kosten 76.154,42
(2013 = 161.534,50) 169.042,27

 Internationale Kooperationsprojekte   EUR
Personalkosten 22.637,19
Unterstützung Internationale IPPNW 28.118,76
ICAN / Nuclear Chain Project /  
Hibakusha Worldwide 11.319,12
Weltkongress 8.226,00

Uranium Mining Health 8.732,64

Sonstiges (Europäisches Studieren-
dentreffen, Bike Tour, Medical Peace 
Work Africa etc.) 13.311,62
(2013 = 226.219,63) 92.345,33

 Verein EUR
Personalkosten 165.544,58
VS-Sitzung/MV/Jahrestreffen 25.526,58
Regionalgruppenarbeit 18.214,67
Studierendenarbeit 10.668,80
famulieren & engagieren 16.922,14
Fundraising 12.352,54
Tschernobylanzeige + s. Kosten 36.155,08
Beratung/Fortbildung/s. Kosten 19.916,82
(2013 = 286.043,19) 305.301,21

 Öffentlichkeitsarbeit EUR
Personalkosten 121.419,29
IPPNW Forum 46.324,92
Publikation/Internet/Amatom/Sonst. 11.944,58
(2013 = 172.205,24) 179.688,79

(ohne Rücklagenverbuchungen, steuerlicher Wirtschaftsbetrieb und Kosten Vermögensverwaltung)

 Ausstieg aus der Atomenergie EUR
Personalkosten 88.234,21
AK Atomenergie / 
Sachkosten Atomreferent 2.601,34
Energiefaltblatt 2.469,92
Fachtagung Arnoldshain 15.333,55
Bündnisstrategien 1.555,70
sonstige Projekte 4.290,96
(2013 = 128.059,09) 114.485,68

 Frieden EUR
Personalkosten 85.327,05
a) Atomwaffen
Trägerkreis Atomwaffen abschaffen 11.728,73
IPPNW-Atomwaffenarbeit, 
Uranmunition 3.001,40
ICAN Campus 3.894,38
Atomwaffen: Ein Bombengeschäft 6.966,76
b) Krisenregionen
Deutschland – Türkei – Kurdistan 3.579,42
Israel/Palästina – Begegnungsreise 1.985,75
Kinderhilfe Irak 4.673,42
c) Veranstaltungen, AK, Kooperationen
Friedensfilmpreis 3.374,29
AK Süd/Nord 2.698,05
Friedensbewegung stärken 2.919,58
Kampagne gegen Rüstungsexporte /
„Aktion Aufschrei“ 1.187,86
Body-Count-Studie / Opferzahlen 1.935,00
Seminar „Campaigning for Peace“ 2.742,75
(2013 = 189.345,21) 136.014,44

 Soziale Verantwortung EUR
Personalkosten 21.236,98
AK Flüchtlinge und Asyl 1.839,65
Forum Menschenrechte 2.399,00
Global Health / Summer School 2014 12.004,79
Sonstige Projekte 1.516,70
(2013 = 53.694,82) 38.997,12
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Verein
EUR 305.301,21

30 %

Verwaltung
EUR 169.042,27

16 %

Soziale Verantwortung
EUR 38.997,12

4 %

Frieden
EUR 136.014,44

13 %

Ausstieg 
Atomenergie

EUR 114.485,68
11 %

Öffentlichkeitsarbeit
EUR 179.688,79

17 %

Internationale
Kooperationsprojekte

EUR 92.345,33
9 %

Einnahmen 2014 2013
EUR EUR

Ideeller Bereich

Beiträge 691.568,06 700.500,64
freie Spenden 188.258,23 184.721,76
Spenden mit Zweckbindung 142.510,63 157.304,42
Zuschüsse mit Zweckbindung 2.995,02 37.372,40
Veranstaltungen 26.249,16 37.188,73
Nachlässe und Vereinsaufl ösung 0,00 0,00

Vermögensverwaltung

Vermögenserträge (Zinsen/Miete) 12.481,59 14.359,56

Erträge aus Zweckbetrieb 7.410,49 18.909,87

wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb 5.656,25 2.860,13

Verbrauch/Aufl ösung v. Rücklagen 108.305,93 205.017,40

Aufl ösung Rücklagen für Defi zit 2013 26.576,11

Einnahmen gesamt 1.185.435,36 1.384.811,02

Ausgaben 2014 2013
EUR EUR

Ideeller Bereich

Gehälter und soziale Aufwendungen 594.510,02 574.368,92

Honorare und Fortbildungen 28.540,83 73.758,58

Kampagnen und Unterstützungen 65.356,20 158.171,01

Kinderhilfe Irak 4.137,97 32.440,98

Druckkosten 49.837,36 58.510,14

Kommunikationskosten 76.301,09 84.940,53

Raumkosten 55.177,72 61.197,86

Reisekosten 87.281,04 101.313,03
Recht, Beratung, Buchhaltung, Prüfung 8.931,22 8.148,92
sonstige Kosten 65.738,75 48.673,22

Vermögensverwaltung

Vermögensaufwendungen 2.224,66 18.011,90

Aufwendungen Zweckbetrieb 2.555,64 15.578,49

Aufwendg. wirtschaftl. Geschäftsbetrieb 2.728,27 288,00

Zuführung zu Rücklagen 131.475,60 149.409,44

Zuführung z. R. aus Überschuss 2014 10.638,99

Ausgaben gesamt 1.185.435,36 1.384.811,02

AUFWAND- UND ERTRAGSRECHNUNG vom 01.01.2014 bis 31.12.2014

Mitglieder 31.12.2014 31.12.2013

Ärzte/Ärztinnen 5.284 5.430

Studierende 485 466

Fördernde Mitglieder 453 446

Insgesamt 6.222 6.342

MITGLIEDERENTWICKLUNG

Leider verzeichnen wir auch 2014 einen Rückgang der Gesamt-
mitgliederzahl. Erfreulich ist allerdings ein leichter Anstieg 
bei den studentischen Mitgliedern.

EUR 305.301,21

EUR 169.042,27Frieden
EUR 136.014,44

13 %

Öffentlichkeitsarbeit
EUR 179.688,79

EUR 169.042,27
16 %

Frieden
EUR 136.014,44

13 %

Öffentlichkeitsarbeit
EUR 179.688,79

Wir danken allen unseren 
Mitgliedern und SpenderInnen, 
die durch Ihre Unterstützung 
zu diesem Jahresergebnis 
2014 beigetragen haben.

„Bei meiner Prüfung haben sich keine 
Einwendungen gegen die Ordnungsmäßig-
keit der Buchführung, des Jahresabschlus-
ses und der Geschäftsführung ergeben.“

Auszug aus dem Prüfungsbericht 2014
Stuttgart, 16. März 2015
Detlef Siebeck
Wirtschaftsprüfer / Steuerberater
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Vorstand
Susanne Grabenhorst, (Vorsitzende)
Ärztin für Psychiatrie/Psychotherapie, 
Mönchengladbach
Dr. Alex Rosen, (stellv. Vorsitzender)
Kinderarzt, Berlin
Dr. Sabine Farrouh, (Schatzmeisterin)
Ärztin für Anästhesie und Palliativ-
medizin, Offenbach
Dr. Inga Blum, (Beisitzerin)
Assistenzärztin für Neurologie, 	  
Hamburg
Carlotta Conrad	  
Medizinstudentin, Dresden
Dr. Katja Goebbels 
Ärztin, Berlin
Dr. Barbara Hövener
Änasthesistin, Berlin
Dr. Dörte Siedentopf
Ärztin für Allgemeinmedizin und	   
Psychotherapie, Dietzenbach

Dr. Helmut Lohrer 
(International Councillor)
Arzt für Allgemeinmedizin, 
Villingen-Schwenningen
Dr. Eva-Maria Schwienhorst
(stellv. International Councillor)
Ärztin, Frankfurt

Ehrenvorsitzender:
Prof. Dr. Ulrich Gottstein 
Chefarzt für Innere Medizin i.R.,
Frankfurt

Geschäftsstelle
Frank Uhe, Vereinsmanagement,  
Geschäftsstellenleitung 
uhe@ippnw.de, 030/698074 -10
Lale Demirkan, Teamassistenz 
demirkan@ippnw.de, 030/698074 -16
Ewald Feige, Logistik und Finanzen, 
Atomenergie, Studierendenarbeit, 
feige@ippnw.de, 030/698074 -11
Ulla Gorges, Sekretariat, Friedens-
filmpreis, Mitgliederbetreuung, f&e 
gorges@ippnw,de, 030/698074 -17
Isolde Keller & Christina Wendt,  
Finanzen und Mitgliederbetreuung 
keller@ippnw.de, 030/698074 -18

Referenten:
Xanthe Hall, Programmmanagement,  
Internationales, Atomwaffen 
xanthe@ippnw.de, 030/698074 -12 
Henrik Paulitz, Atomenergie,  
Energiewende 
paulitz@ippnw.de, 06257/5051707 
Dr. Jens-Peter Steffen,
Frieden, Fundraising  
steffen@ippnw.de, 030/698074 -13

Öffentlichkeitsarbeit:
Angelika Wilmen
Pressesprecherin, Koordinatorin der 
Öffentlichkeitsarbeit  
wilmen@ippnw.de, 030/ 698074 -15
Regine Ratke
Assistentin Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit/Redaktion IPPNWforum 
ratke@ippnw.de, 030/698074 -14

 
AK Atomenergie
engagiert sich für den Atomausstieg, klärt 
über die gesundheitlichen Folgen von 
Tschernobyl und Fukushima auf, mischt 
sich in die Debatten um die Energiepolitik, 
den AKW-Rückbau und die Atommüll-Ent-
sorgung ein und propagiert die Energie-
autonomie als friedenspolitische Strategie.
Henrik Paulitz, 06257/5051707 
E-Mail: paulitz@ippnw.de

AK Medizin und Gewissen
arbeitet an Themen der Medizinethik. 
2015 mit dem Schwerpunkt „Kommerzia-
lisierung im Gesundheitswesen“. 
Ansprechpartnerin: Caroline Wolf 
E-Mail: medizinundgewissen@ippnw.de

AK ICAN – Atomwaffen abschaffen
widmet sich dem 70 Jahre nach den Atom-
bombenabwürfen auf Japan leider noch 
aktuellen Gründungsthema der IPPNW. 
Als ÄrztInnen können wir einen wichti-
gen Beitrag zur Debatte um die huma-
nitären Folgen von Atomwaffen leisten. 
Ansprechpartnerin: Inga Blum
E-Mail: ingablum@gmx.de

AK Flüchtlinge & Asyl
tauscht Erfahrungen aus über die Arbeit 
mit Flüchtlingen, Kampagnenarbeit für die 
medizinische Versorgung von besonders 
schutzbedürftigen Flüchtlingen und Men-
schen ohne Papiere. Vertretung der IPPNW 
im Forum Menschenrechte.
Frank Uhe, 030/698074 -10
E-Mail: uhe@ippnw.de

AK Süd-Nord
bearbeitet das Thema „Root Causes of 
Conflicts in the Age of Total Market“.  
Ferner geht es um die Rolle Deutschlands 
in den Konflikten der Welt. Bleibende The-
men sind militärische „humanitäre Inter
ventionen“, „Anti-Terror-Kriege“ und Al-
ternativen zu einer neoliberalen Politik, die 
zu Spaltung von Staaten und Gesellschaf-
ten, zu Kriegen und Umweltzerstörun- 
gen führt.
Ansprechpartnerin: Barbara Bodechtel

AK Medical Peace Work
macht Medical-PeaceWork-Arbeit in Deut
schland und Werbung für den Online-Kurs.
Ansprechpartnerin: Eva-Maria 
Schwienhorst, E-Mail: mpw@ippnw.de
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